
sich somit Gewißheit über die möglichen Folgen der 
Verwendung dieser Sicherheitsventile zu verschaffen. 
Dies hat der Angeklagte G. aus verantwortungsloser 
Gleichgültigkeit unterlassen.
Am 27. April 1971 kam es in M. zu einem Kesselzer­
knall, als dessen Ursache die Angeklagten F. und G. 
die Funktionsuntüchtigkeit des verwendeten Sicherheits­
ventils erkannten. Es wurde ihnen bewußt, daß die 
Funktionsuntüchtigkeit dadurch verursacht wurde, daß 
bei dem stahllappengeführten Ventilkegel durch Korro­
sion oder andere Verbackungen die freie Beweglichkeit 
des Ventilkegels in seiner Führung beeinträchtigt und 
sogar aufgehoben wird und somit die Wirksamkeit des 
Ventils als Sicherheitseinrichtung nicht mehr gewähr­
leistet ist. Daraus ergab sich die Rechtspflicht, sofort 
alles zu unternehmen, um die Sicherheit von Leben 
und Gesundheit der Menschen zu gewährleisten, in 
deren Aufenthaltsbereich solche Etagenheizanlagen be­
trieben wurden.
Entgegen der Auffassung der Berufung besteht die 
Rechtspflicht des Leiters darin, solche Bedingungen zu 
schaffen, die einen gefahrlosen Umgang mit den her­
gestellten Erzeugnissen gewährleisten. Haben andere 
Mitarbeiter Rechtspflichten verletzt und Erzeugnisse 
herstellen lassen, die diesen Anforderungen nicht ge­
recht werden, besteht die Rechtspflicht des Leiters 
darin, sofort alles Erforderliche zu unternehmen, um 
den Gefahrenzustand zu beseitigen.
Von den Angeklagten G. und F. wird weiter einge­
wandt, daß zum Zeitpunkt des Schadensfalles in M. be­
reits keine Ventile mit Hartgummidichtung mehr in 
die Anlagen eingebaut wurden, sondern Ventile mit 
Silikongummidichtung verwendet wurden und die An­
geklagten deshalb hinsichtlich der weiteren Herstellung 
und Auslieferung die ihnen obliegenden Rechtspflichten 
nicht verletzt hätten.
Zunächst ist festzustellen, daß es zu den Rechts­
pflichten der Angeklagten gehörte, alle Anstrengungen 
zu unternehmen, um die von den bereits in Betrieb 
befindlichen Anlagen ausgehenden Gefahren durch ge­
eignete Maßnahmen aufzuheben. Solche Maßnahmen 
haben die Angeklagten trotz der Kenntnis der Ge­
fahrensituation nicht eingeleitet und damit die ihnen 
im Gesundheits- und Arbeitsschutz und zur Gewähr­
leistung der Gebrauchssicherheit obliegenden Rechts­
pflichten bewußt verletzt. Weiterhin hat das Bezirks­
gericht richtig festgestellt, daß es nicht entscheidend ist, 
daß die erst etwa acht Wochen in Betrieb befindliche 
Anlage in M. noch mit einer stärker zu Undichtheiten 
neigenden Hartgummidichtung ausgerüstet war, zu 
dieser Zeit aber bereits Silikongummidichtungen zum 
Einsatz kamen. Entscheidend ist, daß beide Angeklag­
ten zu diesem Zeitpunkt erkannten, daß durch Korro­
sion oder andere Verbackungen die freie Beweglichkeit 
des Ventilkegels durch die verwendete Art der Ventil­
kegelführung beeinträchtigt oder sogar aufgehoben wur­
de. Die Kenntnis der Angeklagten von der Ursache der 
Funktionsuntüchtigkeit des Sicherheitsventils ergibt sich 
auch daraus, daß sie sich anschließend verstärkt darum 
bemühten, ein Sicherheitsventil zu beschaffen, dessen 
Kegel sich zwischen Messingstiften bewegte. Der Ange­
klagte F. hat am 2. Juni 1971 auch richtig angeordnet, 
die bereits produzierten Anlagen nicht mehr auszu- 
liefem und sie mit Sicherheitsventilen mit Messing­
stiftführung auszurüsten.
Für die Angeklagten F. und G. bestand mit den Fest­
stellungen anläßlich des Schadensfalles in M. die 
Rechtspflicht, die weitere Herstellung und Auslieferung 
von Etagenheizanlagen mit den bis dahin verwendeten 
Sicherheitsventilen sofort einzustellen. Diese Rechts­
pflicht haben sie bewußt verletzt, indem sie bis zum
2. Juni 1971 410 Etagenheizanlagen, die mit dem funk­

tionsuntüchtigen Sicherheitsventil ausgerüstet waren, 
ausliefem ließen. Hinsichtlich des Einwandes der Be­
rufung, daß ein Ingenieur nur wissen muß, daß bei der 
verwendeten Materialzusammensetzung Korrosionen 
entstehen können, nicht aber erkennen muß, daß diese 
zum- Nichtfunktionieren des Sicherheitsventils führen 
müssen, bedarf es keiner Auseinandersetzung, da für 
den konkreten Fall außer acht gelassen wird, daß beide 
Angeklagten genaue Kenntnis davon hatten, daß 
Sicherheitsventile der verwendeten Bauart durch Korro­
sion unbrauchbar werden.
Der Angeklagte G. verletzte ferner bewußt die ihm als 
technischem Direktor bzw. dann als Betriebsdirektor 
im Gesundheits- und Arbeitsschutz obliegenden Rechts­
pflichten, indem er nach der Einstellung der Produktion 
der Etagenheizanlagen mit den Sicherheitsventilen mit 
Stahllappenführung nicht alle verfügbaren Ventile neuer 
Bauart zur Umrüstung der im Betrieb befindlichen An­
lagen verwendete, sondern sie etwa zur Hälfte für die 
Neuproduktion von Heizanlagen nutzte. Die Umrüstung 
der in Betrieb befindlichen Anlagen wurde ferner da­
durch erschwert und zum Teil unmöglich gemacht, daß 
der Angeklagte darüber hinaus seine Rechtspflichten, 
alle Betreiber in Listen zu , erfassen, nicht erfüllt 
hatte.
Mit dem Protest wird zutreffend darauf hingewiesen, 
daß entgegen der Rechtsauffassung des Bezirksgerichts 
die Rechtspflichtverletzungen des Angeklagten G. auch 
während der Zeit fortdauerten, als er sich krankheits­
halber einige Zeit nicht im Betrieb aufhielt. Er hat es 
vor seiner Krankheit unterlassen, alle erforderlichen 
Maßnahmen zur beschleunigten Umrüstung der ausge­
lieferten Anlagen zu treffen, und hat auch nach Wieder­
aufnahme der Arbeit diesen Zustand weiter gestattet.
Durch die Rechtspflichtverletzungen der Angeklagten F. 
und G. wurde eine unmittelbare Gefahr für das Leben 
und die Gesundheit von Menschen geschaffen. Der Ein­
wand der Berufungen, daß eine unmittelbare Gefahr 
nicht entstanden sei, weil in keinem der von der An­
klage erfaßten Fälle ein Personenschaden eingetreten 
ist, obwohl es zum Zerknall der Kessel gekommen war, 
verkennt den Charakter der in §§ 193 Abs. 1 und 194 
StGB geforderten unmittelbaren Gefahr für Leben und 
Gesundheit von Menschen. Die Etagenheizkessel waren 
zur Aufstellung in Wohnungen und anderen zum regel­
mäßigen Aufenthalt von Menschen bestimmten Räumen 
vorgesehen. Der Zerknall der Kessel ist zu verschiede­
nen Tageszeiten jeweils mit großer Wucht in solchen 
zum regelmäßigen Aufenthalt von Menschen vorgese­
henen Räumen erfolgt. Wenn, durch Zufälligkeiten be­
dingt, in den von der Anklage umfaßten Schadensfällen 
sich zum Zeitpunkt des Zerknalls der Kessel keine Men­
schen in unmittelbarer Nähe der Heizungsanlagen be­
fanden und deshalb keinen Schaden nahmen, beseitigt 
dies nicht den Umstand, daß durch die Verwendung der 
Heizungsanlagen mit den ungeeigneten Sicherheitsven­
tilen ständig eine immittelbare Gefahr für das Leben 
und die Gesundheit von Menschen bestand. Die Scha­
densfälle machen lediglich den hohen Grad und die Un­
mittelbarkeit der Gefährdungssituation deutlich. Die 
unmittelbare Gefahr ist gegeben, wenn durch die Rechts­
pflichtverletzungen der Arbeitsschutzverantwortlichen 
bzw. der Verantwortlichen zur Gewährleistung der Ge­
brauchssicherheit eine von ihnen nicht mehr zu beein­
flussende Situation herbeigeführt wird, in der die Ge­
sundheit und das Leben von Menschen tatsächlich und 
ernsthaft bedroht sind. Eine solche unmittelbare Gefahr 
wird auch nicht dadurch ausgeschlossen, daß andere 
Personen oder auch der Verantwortliche die Gefahr er­
kennen und durch Gegenmaßnahmen weitere Folgen 
auf ein geringeres Ausmaß beschränken oder verhin­
dern.
Wenn mit der Berufung vorgetragen wird, daß eine
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